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ie ist die Bürgerbeteiligung in Kana-
da bei größeren Projektvorhaben orga-

nisiert? Dieser Frage gingen wir im Rah-
men eines dreimonatigen Forschungsauf-
enthalts in Vancouver an der Westküste
Kanadas nach. Während die US-amerika-
nische politische Kultur umfassend unter-
sucht worden ist und wird, ist die kanadi-
sche eher unerforscht. 

Ziel war, kanadische Vorgehensweisen
und Probleme bei öffentlichen Beteili-
gungsverfahren im Vergleich zu Deutsch-
land kennenzulernen und neue Impulse

für die Umsetzung von Beteiligungspro-
jekten, zum Beispiel im Rahmen der Ener-
giewende, zu erhalten. Dazu wurden un-
ter ande rem leitfadengestützte Interviews
mit Be teiligungsexpert(inn)en aus British
Columbia durchgeführt. 

Der Forschungsaufenthalt wurde ge-
fördert von der Helmholtz-Allianz ENER-
GY-TRANS. 

Im Folgenden sind die wichtigs ten Er-
kenntnisse aus den Interviews zusammen-
gefasst. Zunächst zeigen wir Gemeinsam-
keiten zwischen Kanada und Deutschland
auf, danach Unterschiede. Abschließend
geben wir Empfehlungen für kommende
Beteiligungsprojekte.

Gemeinsamkeiten
Aus der empirischen Forschung über De -
mo kratie ist bekannt, dass sich bestimm-
te Bevölkerungsgruppen bevorzugt in Be-
teiligungsprozesse einbringen: Vor allem
ältere, männliche Personen mit überdurch-
schnittlich guter Bildung nehmen an deli -
berativen Verfahren teil (siehe etwa Becké
et al. 2011, Merkel 2014, Walter 2013). Auch
in Kanada beteiligen sich diese Personen
überproportional häufig. 

Darüber hinaus zeigen die kanadischen
Erfahrungen, dass sich der Migrationshin -
tergrund oder die Zugehörigkeit zu einer
ethnischen Minorität negativ auf die Teil-

nahmewahrscheinlichkeit auswirken. Ins -
gesamt stehen die Organisatoren von Be-
teiligungsprozessen in beiden Ländern vor
ähnlichen Problemen, wobei das Einbezie-
hen von Migrant(inn)en in Kanada bedeut-
samer als in Deutschland zu sein scheint,
da das Land seit vielen Jahren als Einwan-
derungsland gilt. 

Die Interviewpartner(innen) beschrie-
ben Strategien, wie diesem Problem begeg -
net wird: So werden etwa gezielt Personen
mit einem spezifischen sozio-demografi -
schen Hintergrund angesprochen. Zudem
wird auf die Wahl geeigneter Incentives ge-
achtet (Teilnahmevergü tung, Fahrtkosten-
entschädigung, Kinderbetreuung). Bei Per -
sonen mit Migrationshintergrund nimmt
man Übersetzer(innen) oder zweisprachi-
ge Moderator(inn)en zu Hilfe. Auf diese
Möglichkeiten greift man auch in Deutsch-
land zurück. 

In Kanada werden darüber hinaus Be-
teiligungsverfahren bevorzugt, die Teilneh-
mende mit spielerischen Elementen moti-
vieren. So berichtete ein Interviewpartner
beispielsweise von einem Projekt an der
University of British Columbia: Studieren-
de sollten für den bewussteren Umgang
mit Energie in Wohnheimen sensibilisiert
werden. Das Verfahren war als Wettbewerb
organisiert und sollte den Teilnehmer(in -
ne)n Spaß machen. 
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Öffentliche Bürgerbeteiligungsvorhaben sollten möglichst frühzeitig
bei der Planung von Großprojekten stattfinden. Denn die Bürger(innen) 
möchten mitentscheiden, ob oder wie ein Projekt realisiert wird –
und nicht nur Zaungäste sein. In Kanada wird dies bereits praktiziert,
wie ein Forschungsaufenthalt an der kanadischen Westküste zeigte. 
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1 Renn et al. (2013) haben Grundsätze und
Leitlini en für Planungsvorhaben formuliert.
Download unter www.energy-trans.de/downloads/
ENERGY-TRANS-Policy_Brief-Oeffentlichkeits
beteiligung_bei_Planungsvorhaben_der_Energie
wende.pdf.

2 Inzwischen sind zahlreiche Vorhaben erfolgreich
abgewickelt worden, zum Beispiel das Projekt
Bürger- und Öffentlichkeitsbeteiligung am 
integrierten Energie- und Klimaschutzkonzept
in Baden-Württemberg. Projektinformationen
und Ergebnisse unter www.beko.baden- 
wuerttemberg.de.

alisiert werden, und sie wollen Alterna -
tiven aktiv mitgestalten (siehe auch Bie -
secker und von Winterfeld 2015, in die-
sem Heft).2 Da die Erwartungshaltung
in Deutschland also eine andere, kom-
plexere ist, ist eine direkte Übertragung
der in Kanada erfolgreichen Beteili-
gungsformate auf Deutschland nicht
sinnvoll. 
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Auch andere Interviewpartner(innen)
berichteten von kreativen Methoden in Be-
teiligungsverfahren, beispielsweise dem
Einsatz in teraktiver Stadtteilsimulationen,
in die die Teilnehmenden selbst eingrei-
fen konnten. 

Die Governance-Probleme moderner,
in mehreren Ebenen organisierter Demo-
kratien (vergleiche etwa Newig und Fritsch
2009) können in Kanada nicht durch die
Beteiligung der Öffentlichkeit gelöst wer-
den. Vielmehr treten die zum Teil kontro-
versen Interessen und Arbeitsweisen von
Institutionen beim Implementieren der
Beteiligungsergebnisse deutlich zutage.
Ein Interviewpartner berichtete beispiels-
weise von einem Planungsprojekt für eine
Pipeline, bei dem eine konservative Regie -
rung auf Provinzebene und eine liberale
Stadtverwaltung versuchten, mittels Bür-
gerforen gemeinsame Entscheidungen zu
treffen. Doch aus der Konstellation erga-
ben sich immer wieder Schwierigkeiten. 

Eine Möglichkeit, auf diese Probleme
zu reagieren, wird sowohl in Deutschland
als auch in Kanada genannt: Bei Beteili-
gungsverfahren ist klar zu kommunizie-
ren, in welchem Umfang eine Entschei-
dung in einem Beteiligungsverfahren be-
raten werden kann und welchen Einfluss
die Ergebnisse des Verfahrens im weiteren
Verlauf des Entscheidungsprozesses ha-
ben (vergleiche Renn et al. 2013).1

Unterschiede
Im Vergleich zu Deutschland zeichnet sich
Kanada durch eine wesentlich schwächer
ausgeprägte Protestkultur aus. Für dortige
Wirtschaftsunternehmen ist es daher nicht
erforderlich, bei geplanten Vorhaben Be-
teiligungsmöglichkeiten anzubieten. In
Deutschland dagegen beziehen Unterneh-
men Bürger(innen) zunehmend ein, um
Protesten aus der Bevölkerung vorzubeu-
gen (siehe VDI 2015). 

Die in den Interviews vorgestellten Be-
teiligungsverfahren in Kanada liefen oft in
einem längeren Zeitrahmen ab, als dies in
Deutschland bei vergleichbaren Verfahren
der Fall wäre. Zudem finden die Beteili-
gungsverfahren zu einem früheren Zeit-
punkt statt: Bürgergruppen werden häu-
fig vor Beginn einer konkreten Nutzungs-
planung oder der Bauplanung – etwa bei

geplanten Wasserkraftwerken oder Stau-
dämmen – eingebunden. Dennoch fällt
auf, dass der Großteil der Verfahren eine
andere inhaltliche Ausrichtung hat als Öf-
fentlichkeitsbeteiligung in Deutschland:
Fast alle in Kanada beobachteten Verfah-
ren wurden konzipiert, um das Orts- und
Fachwissen der Bevölkerung zu sammeln
und zu nutzen. Echte Mitbestimmung, al -
so die Möglichkeit, mitzuentscheiden, ob
oder wie ein Projekt realisiert wird, bleibt
dabei ausgeklammert. Diese Limitierung
des Bürgermandats in den Beteiligungs -
forma ten führt in Kanada allerdings nicht
– wie es in Deutschland zu erwarten wäre
– zu verstärkten Protesten in der Bevölke -
rung. Diese bleiben aus, weil Beteiligungs -
verfahren in Kanada eine ganz andere Be-
deutung als in Deutschland haben.

Fazit
Aus den Ergebnissen der Befragungen las-
sen sich nützliche Hinweise für die Bür-
gerbeteiligung bei der Energiewende ab-
leiten: 

Die Bürgerbeteiligungsexpert(inn)en
in Kanada und Deutschland stehen vor
ähnlichen Problemen bei der Zusam -
mensetzung des Teilnehmerkreises, da
die teilnehmenden Bevölkerungsgrup-
pen ebenso ungleich verteilt sind. Eine
Lösung dieses Problems ist daher auch
für die kanadischen Kolle g(in n)en inte -
ressant.
Was den Zeitpunkt für die Bürgerbetei -
ligung im Rahmen eines Projekts an-
geht, sollte man dem kanadischen Bei-
spiel folgen: Das Beteiligungsverfahren
sollte zum einen frühzeitig, ehe Fakten
geschaffen sind, stattfinden; zum ande -
ren sollte für das Beteiligungsverfahren
ein ausreichend langer Zeitraum ein-
geplant werden, um es vollständig und
ohne Zeitdruck abwickeln und gegebe -
nenfalls Er gebnisse implementieren zu
können. 
Mit der in Deutschland wesentlich stär-
ker ausgeprägten Protestkultur geht ein
größerer Anspruch an das Mandat ei-
ner Beteiligung einher: Die Bürger(in-
nen) wollen nicht nur informiert wer-
den oder ihr Wissen in Entscheidungen
einbringen dürfen, sondern sie wollen
mitentscheiden, ob und wie Projekte re -
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